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1. Der Generalsekretär verkündet hiermit die nachstehenden Änderungen der Finanzvor-
schriften der Vereinten Nationen. 

2. Die geänderten Finanzvorschriften sollen die Umsetzung des neuen Rahmens für die 
Delegation von Befugnissen erleichtern, der im Bulletin des Generalsekretärs ST/SGB/2019/2 
niedergelegt ist und am 1. Januar 2019 in Kraft tritt.  

3. Der Wortlaut der jeweils entsprechenden Finanzvorschriften im Bulletin des General-
sekretärs ST/SGB/2013/4 wird durch die nachstehenden Bestimmungen ersetzt. Sofern in 
diesem Dokument nicht ausdrücklich etwas anderes verfügt ist, bleiben alle anderen Finanz-
vorschriften im Bulletin des Generalsekretärs ST/SGB/2013/4 weiter in Kraft.  

4. Bis auf weiteres stellen die Bulletins des Generalsekretärs ST/SGB/2013/4 in der mit 
diesem Bulletin geänderten Fassung sowie ST/SGB/2015/4 in der mit ST/SGB/2015/4/Amend.1 
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andere Bedienstete weiterdelegieren kann. Bei der Anwendung der Finanzordnung 
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  c) Geschenke oder Spenden sind als freiwillige Beiträge anzusehen und als 
solche zu verwalten. 

 

   Vorschrift 103.6 
 

  a) Die Entgegennahme von Geldern, die Ausstellung offizieller Quittungen 
und die Einzahlung von Geldern auf ein offizielles Bankkonto werden von den Ver-
einten Nationen zeitnah zur buchmäßigen Erfassung gemäß den vom Generalsekretär 
festgelegten Verfahren vorgenommen. 

  b) Wenn andere als die vom Generalsekretär benannten Bediensteten Gelder 
entgegennehmen, die für die Vereinten Nationen bestimmt sind, haben sie diese Gelder 
umgehend an einen zur Ausstellung offizieller Quittungen befugten Bediensteten wei-
terzuleiten. 

 
 

   Abschnitt IV   
   Verwahrung der Mittel  

 
 

   Vorschrift 104.1 
 

  Vorschüsse aus dem Betriebsmittelfonds können nur zu den von der Generalver-
sammlung festgelegten Zwecken und zu den von ihr vorgeschriebenen Bedingungen 
und nur mit Genehmigung des Generalsekretärs geleistet werden. 

 

   Vorschrift 104.2 
 

  Vorschüsse aus dem Reservefonds für Friedenssicherungsmaßnahmen können 
nur zu den je nachdem vom Sicherheitsrat, von der Generalversammlung oder vom 
Beratenden Ausschuss festgelegten Zwecken und zu den von ihnen vorgeschriebenen 
Bedingungen und nur mit Genehmigung des Generalsekretärs geleistet werden. 

 

   Vorschrift 104.3 
 

  Die Generalversammlung oder der Generalsekretär können für bestimmte Auf-
gaben, mit denen die Organisation betraut wird, Treuhandfonds, Rücklagenkonten und 
Sonderkonten einrichten. Der Generalsekretär legt den Zweck und die Höchstbeträge 
der unter seiner Autorität eingerichteten Treuhandfonds, Rücklagenkonten und Son-
derkonten fest.
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auf Gegenseitigkeit oder auf einer anderen Grundlage, die mit der Politik, den Zielen 
und den Tätigkeiten der Vereinten Nationen im Einklang steht, mit Genehmigung des 
Generalsekretärs Management- und andere Unterstützungsdienste zur Verfügung ge-
stellt werden. 

  b) Jede Regelung zur Bereitstellung von Management- und Unterstützungs-
diensten ist Gegenstand einer schriftlichen Vereinbarung zwischen den Vereinten Na-
tionen und der Einrichtung, in deren Namen die Dienste zur Verfügung gestellt werden 
sollen. In einer solchen Vereinbarung werden unter anderem die spezifischen Dienste 
festgelegt, die die Vereinten Nationen gegen volle Erstattung der ihnen dabei entste-
henden Kosten zur Verfügung stellen werden. 

 

   Vorschrift 105.12 
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machung oder die direkte Aufforderung an bestimmte Lieferanten, oder formlose Ver-
fahren, wie Preisanfragen. Der Generalsekretär veröffentlicht Verwaltungsanweisun-
gen betreffend die Art von Beschaffungstätigkeiten und die Geldwerte, bei denen die 
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  c) es für zweckmäßig hält, überschüssige Vermögensgegenstände von einem 
Projekt oder Einsatz zu einem anderen zu übertragen, und den angemessenen Markt-
wert festlegt, zu dem die Übertragung stattfinden soll; 

  d) feststellt, dass die Vernichtung des überschüssigen oder nicht verwen-
dungsfähigen Materials wirtschaftlicher ist beziehungsweise gesetzlich vorgeschrie-
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